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Stadt Starnberg 

 
Zutreffendes bitte ankreuzen  oder in Druckschrift ausfüllen 

 

 

Bekanntmachung 

über die Eintragungsmöglichkeiten in Unterstützungslisten 
 

für die Wahl1)  des Stadtrats,  der ersten Bürgermeisterin oder 
 des ersten Bürgermeisters, 

  des Kreistags,  der Landrätin oder des Landrats 
 

1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstützungsunterschriften benötigen, können sich die Wahlberechtigten 

ab dem Tag nach der Einreichung des Wahlvorschlags, jedoch spätestens  

 

 bis Montag, den 19. Januar 2026 (48. Tag vor dem Wahltag), 12 Uhr, mit Familienname, Vorname und Anschrift 

in eine Unterstützungsliste eintragen. 

 

2. Es bestehen folgende Eintragungsmöglichkeiten: 

Amtsblatt                       
Bekanntmachungen 

                    Ausgabe 14 | 2025 

Mittwoch, 9. Dezember 2025 
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Nr. des Eintra-

gungsraums 
Anschrift des Eintragungsraums Eintragungszeiten 

barrierefrei 

ja / nein 

1 Rathaus, Vogelanger 2, 82319 Starnberg,  

Zimmer 03 

Montag bis Donnerstag 

07:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 

Freitag  

07:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

 

Samstag, 10. Januar 2026 

10:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 

Donnerstag, 15. Januar 2026 

07:30 Uhr bis 20:00 Uhr 

 

ja 

 

3. Wenn mehrere Eintragungsräume eingerichtet sind, können sich die Wahlberechtigten in jedem Eintragungs-

raum in der Gemeinde oder am Sitz der Verwaltungsgemeinschaft eintragen. 

 

4. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet werden. Wer glaubhaft macht, wegen Krankheit oder körperlicher 

Behinderung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage zu sein, einen Eintragungsraum 

aufzusuchen, erhält auf Antrag einen Eintragungsschein. Auf dem Eintragungsschein ist an Eides statt zu ver-

sichern, dass diese Voraussetzungen für die Erteilung vorliegen. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch 

bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimm-

ten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-

nehmen. Der Eintragungsschein ist bei der Eintragung abzugeben. Eintragungsscheine können unter Angabe 

von Familienname, Vorname und Wohnanschrift schriftlich (auch per E-Mail) oder mündlich (nicht telefonisch) 

bei der Gemeinde oder der Verwaltungsgemeinschaft beantragt werden. Die Eintragung kann nicht brieflich 

erklärt werden. 

 

5. Personen, die sich eintragen wollen, müssen ihren Personalausweis, ausländische Unionsbürgerinnen und Uni-

onsbürger ihren Identitätsausweis, oder ihren Reisepass vorlegen. 

 

Datum 

28.11.2025 

________________________________________ 

 

 

 

________________________________________ 

Patrick Janik 

Erster Bürgermeister 
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Die Wahlleiterin der Stadt Starnberg 

Zutreffendes ankreuzen  oder in Druckschrift ausfüllen 

 
 

Bekanntmachung 

über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

für die Wahl 
  des Stadtrats  der ersten Bürgermeisterin oder des ersten Bürgermeis-

ters * 
 

in der Stadt Starnberg, Landkreis Starnberg, am 08. März 2026 
 
1.  Durchzuführende Wahl: 

Am Sonntag, den 08. März 2026, findet die Wahl 

 von 30 Stadtratsmitgliedern  

der oder des  ehrenamtlichen  berufsmäßigen ersten Bürgermeisterin oder ersten Bürgermeisters 

statt. 
 
2. Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern) eingereicht wer-
den. Der Begriff der politischen Partei richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Parteien (Parteien-
gesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen Vereinigungen oder Gruppen natürlicher Personen, deren Ziel 
es ist, sich an Gemeindewahlen zu beteiligen. Parteien und Wählergruppen, die verboten sind, können keine 
Wahlvorschläge einreichen. 

 
3.  Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die Wahlvorschläge 
können ab Erlass dieser Bekanntmachung, jedoch spätestens am 

Donnerstag, den 08.Januar 2026 (59. Tag vor dem Wahltag), 18 Uhr, 

der Wahlleiterin zugesandt oder während der allgemeinen Dienststunden 

im Rathaus, Vogelanger 2, 82319 Starnberg, übergeben werden. 

Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvorschlag einreichen. 

3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet die Wahl 

a) des Stadtrats nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, 

b) der ersten Bürgermeisterin oder des ersten Bürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
mit Bindung an die sich bewerbenden Personen 

statt. 

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, findet die Wahl 

a) des Stadtrats nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl,  

b) der ersten Bürgermeisterin oder des ersten Bürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
ohne Bindung an sich bewerbende Personen 

statt. 
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4. Wählbarkeit zum Stadtratsmitglied 

4.1 Für das Amt eines Stadtratsmitglieds ist jede Person wählbar, die am Wahltag 

a) Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsangehörige der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union ist; 

b) das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

c) seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde eine Wohnung hat, die nicht ihre Hauptwohnung sein 
muss, oder ohne eine Wohnung zu haben sich in der Gemeinde gewöhnlich aufhält. Wer die Wählbarkeit 
infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug in die Gemeinde zurück-
kehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. 

4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 21 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist. 

 

5. Wählbarkeit zur ersten Bürgermeisterin oder zum ersten Bürgermeister 

5.1 Für das Amt der ersten Bürgermeisterin oder des ersten Bürgermeisters ist jede Person wählbar, die am 
Wahltag 

a) Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist;  

b) das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

c) wenn sie sich für die Wahl zur ehrenamtlichen ersten Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen ersten 
Bürgermeister bewirbt, seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde eine Wohnung hat, die nicht ihre 
Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu haben sich in der Gemeinde gewöhnlich aufhält. 
Wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug in 
die Gemeinde zurückkehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. Für die Wahl zur berufsmäßigen ersten 
Bürgermeisterin oder zum berufsmäßigen ersten Bürgermeister kann auch eine Person gewählt werden, 
die weder eine Wohnung noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Gemeinde hat. 

5.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist.  

 
6. Aufstellungsversammlungen 

6.1 Alle sich bewerbenden Personen werden von einer Partei oder einer Wählergruppe in einer Versammlung 
aufgestellt, die zu diesem Zweck für den gesamten Wahlkreis einzuberufen ist.  

Diese Aufstellungsversammlung ist 

a) eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder Wählergruppe, 

b) eine besondere Versammlung von Delegierten, die von Mitgliedern einer Partei oder Wählergruppe für 
die bevorstehende Aufstellung sich bewerbender Personen gewählt wurden, oder 

c) eine allgemeine Delegiertenversammlung, die nach der Satzung einer Partei oder einer Wählergruppe 
allgemein für bevorstehende Wahlen bestellt wurde.  

Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Delegiertenversammlung darf nicht früher als zwei Jahre vor 
dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt 
worden sein, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müssen im Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Die Aufstellungsversammlung darf nicht früher als 15 Monate vor 
dem Monat stattfinden, in dem der Wahltag liegt.  

Die sich bewerbenden Personen werden in geheimer Abstimmung gewählt. Jede an der Aufstellungsver-
sammlung teilnahmeberechtigte und anwesende Person ist hierbei vorschlagsberechtigt.  Den sich für die 
Aufstellung bewerbenden Personen ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. 

6.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich bewerbenden Person in den Wahlvorschlag nach-
rücken, sind in gleicher Weise wie sich bewerbende Personen aufzustellen. 

6.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame Wahlvorschläge einreichen. Gemeinsame Wahlvor-
schläge sind in einer gemeinsamen Versammlung aufzustellen (bei der Bürgermeisterwahl siehe auch 
Nr. 6.5). Die Einzelheiten vereinbaren die Wahlvorschlagsträger. 

6.4 Bei Gemeinderatswahlen kann die Versammlung beschließen, dass sich bewerbende Personen zweimal 
oder dreimal auf dem Stimmzettel aufgeführt werden sollen. 

6.5 Besonderheiten bei der Bürgermeisterwahl: 

Soll eine Person von mehreren Wahlvorschlagsträgern als sich gemeinsam bewerbende Person aufgestellt 
werden, sind folgende Verfahrensarten möglich: 

6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer gemeinsamen Aufstellungsversammlung der Parteien und der 
Wählergruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. 

6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen eine sich bewerbende Person in getrennten Versammlungen 
auf und reichen getrennte Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Versammlungen aufgestellte Person 
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muss gegenüber der Wahlleiterin/dem Wahlleiter1) schriftlich erklären, ob sie als sich gemeinsam bewer-
bende Person auftreten will oder, falls diese Möglichkeit beschlossen wurde, ob sie sich nicht auf allen 
Wahlvorschlägen bewerben will. 

 
7. Niederschriften über die Versammlung 

7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss ersichtlich 
sein: 

a) Die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsversammlung, 

b) Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung, 

c) die Zahl der teilnehmenden Personen, 

d) bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die Erklärung, dass die Mehrheit der Delegierten nicht 
früher als zwei Jahre vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder 
einer Wählergruppe gewählt worden ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahl-
berechtigt waren, 

e) der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 

f) das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Personen gewählt wurden, 

g) die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen, ihre Reihenfolge und ihre etwaige mehrfache 
Aufführung, 

h) auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen ersetzt werden, sofern die Aufstellungs-
versammlung Ersatzleute aufgestellt hat. 

 

 

7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung leitenden Person und zwei Wahlberechtigten, die 
an der Versammlung teilgenommen haben, zu unterschreiben. Jede wahlberechtigte Person darf nur eine 
Niederschrift unterzeichnen. Auch sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift unterzeichnen, wenn 
sie an der Versammlung teilgenommen haben. 

7.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich diejenigen Wahlberechtigten mit 
Namen, Anschrift und Unterschrift eingetragen haben, die an der Versammlung teilgenommen haben. 

7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 

 
8. Inhalt der Wahlvorschläge 

8.1 Bei Stadtratswahlen darf jeder Wahlvorschlag höchstens so viele sich bewerbende Personen enthalten, wie 
Stadtratsmitglieder zu wählen sind.  

In unserer Stadt darf daher ein Wahlvorschlag höchstens 30 sich bewerbende Personen enthalten. Wenn 
sich bewerbende Personen im Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt werden, verringert sich die Zahl der sich 
bewerbenden Personen entsprechend. 

Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur 
in einem Wahlkreis aufgestellt werden. Sie dürfen bei einer Wahl nur in einem Wahlvorschlag benannt wer-
den. Bei Bürgermeisterwahlen darf jeder Wahlvorschlag nur eine sich bewerbende Person enthalten. 

8.2 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen. Gemein-
same Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Kurzbezeichnungen, bei denen der Name der Partei oder der Wählergruppe nur durch eine Buchstabenfolge 
oder in anderer Weise ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. Dem Kennwort ist eine weitere Bezeich-
nung beizufügen, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 

Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der Name des Wahlvorschlagsträgers als Kennwort, 
bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wäh-
lergruppen in der im Wahlvorschlag genannten Reihenfolge als Kennwort. Enthalten gemeinsame, aber ge-
trennt eingereichte Wahlvorschläge zur Bürgermeisterwahl kein oder kein gemeinsames Kennwort, gelten 
die Kennworte der Wahlvorschläge in alphabetischer Reihenfolge als gemeinsames Kennwort. 

8.3 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die Organisation vorzulegen, wenn sie als organi-
siert behandelt werden sollen. 

8.4 Jeder Wahlvorschlag soll eine beauftragte Person und ihre Stellvertretung bezeichnen, die in der Stadt 
Starnberg wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, gilt die erste unterzeichnende Person als 
beauftragte Person, die zweite als ihre Stellvertretung. Die beauftragte Person ist berechtigt, verbindliche 
Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung der 
beauftragten Person. 

8.5 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher sich bewerbender Personen in erkennbarer Reihenfolge 
entsprechend der Aufstellung in der Niederschrift über die Aufstellungsversammlung nach Familienname, 
Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, Beruf oder Stand und Anschrift enthalten.  

8.6 Angegeben werden können  
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a) Geburtsnamen, falls sich die Namensführung innerhalb von 2 Jahren vor dem Wahltag geändert hat, 

b) kommunale Ehrenämter und im Grundgesetz und in der Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese in 
den Stimmzettel aufgenommen werden sollen. Es sind dies insbesondere: Ehrenamtliche erste, zweite 
oder dritte Bürgermeisterin, ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter Bürgermeister, Stadtratsmitglied, 
stellvertretende Landrätin, stellvertretender Landrat, Kreisrätin, Kreisrat, Bezirkstagspräsidentin, Bezirk-
stagspräsident, stellvertretende Bezirkstagspräsidentin, stellvertretender Bezirkstagspräsident, Bezirks-
rätin, Bezirksrat, Mitglied des Europäischen Parlaments, des Bundestags, des Landtags. 

Dreifach aufzuführende sich bewerbende Personen erscheinen auf dem Stimmzettel vor den zweifach auf-
zuführenden und diese vor den übrigen sich bewerbenden Personen. 

8.7 Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie der Aufnahme ihres Namens in den Wahlvorschlag 
zustimmt und dass sie bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur in einem 
Wahlkreis aufgestellt wird. Wird eine mehrfache Aufstellung festgestellt, hat die sich bewerbende Person 
der Wahlleiterin nach Aufforderung mitzuteilen, welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt sie diese Mittei-
lung oder widersprechen sich die Mitteilungen, sind die Bewerbungen für ungültig zu erklären. 

Die sich bewerbende Person muss außerdem erklären, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen 
ist.  

8.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl einer berufsmäßigen ersten Bürgermeisterin oder eines berufsmäßigen ersten 
Bürgermeisters muss ferner, wenn die sich bewerbende Person im Wahlkreis weder eine Wohnung noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, eine Bescheinigung der Gemeinde, in der die sich bewerbende Person 
ihre Wohnung, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu haben ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, über ihre Wählbarkeit enthalten.  

Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

8.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Stadtrats oder der ersten Bürgermeisterin oder des ersten Bürgermeisters 
muss, wenn sich die Person nicht in der Gemeinde bewerben will, in der sie ihre alleinige Wohnung oder 
ihre Hauptwohnung hat, eine Bescheinigung dieser Gemeinde, bei Personen ohne Wohnung der letzten 
Wohnsitzgemeinde, enthalten, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die Gemeinde darf 
diese Bescheinigung nur einmal ausstellen. 

Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

9. Unterzeichnung der Wahlvorschläge  

Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unterschrieben sein, die am 19. Januar 2026 
(48. Tag vor dem Wahltag) wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich bewerbende Personen oder 
Ersatzleute eines Wahlvorschlags ist unzulässig. Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag müssen eigen-
händig geleistet werden. Die Unterzeichnenden müssen Familienname, Vorname und Anschrift angeben 
und in der Stadt Starnberg wahlberechtigt sein. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Die Zurückziehung einzelner Unterschriften, der Verlust des Wahlrechts oder der Tod eines Un-
terzeichnenden des Wahlvorschlags berührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht. 

 

10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 

10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen nicht nur von zehn Wahlberechtigten unter-
schrieben werden, 

sondern zusätzlich von mindestens 190 Wahlberechtigten durch Unterschrift in Listen, die bei der Stadt 
Starnberg aufliegen, unterstützt werden. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und Wählergruppen, die 
im Gemeinderat seit dessen letzter Wahl nicht auf Grund eines eigenen Wahlvorschlags ununterbrochen 
bis zum 90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren; sie benötigen allerdings dann keine zusätzlichen Unter-
stützungsunterschriften, wenn sie bei der letzten Landtagswahl oder bei der letzten Europawahl mindestens 
fünf v.H. der im Land insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei der letzten Bundestagswahl min-
destens fünf v.H. der im Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten haben. Maßgeblich sind die 
vom Landeswahlleiter früher als drei Monate vor dem Wahltag bekannt gemachten Ergebnisse. 

Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat seit dessen letzter Wahl auf Grund des gleichen 
gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren oder wenn mindestens 
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften benötigt. 

10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen: 

a) die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden Personen und Ersatzleute, 

b) Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben, 

c) Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben. 
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10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum befindet, sowie un-
mittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Behinderung oder erhebliche Belästigung der sich Eintra-
genden verboten. 

10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 

10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten und die Ausstellung 
von Eintragungsscheinen an kranke Personen oder Menschen mit körperlicher Behinderung werden von 
der Stadt Starnberg gesondert bekannt gemacht. 

 
11. Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis zum 08. Januar 2026 (59. Tag vor dem Wahl-
tag), 18 Uhr, zulässig. Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Ganzen beschließen die Wahlvor-
schlagsträger in gleicher Weise wie über die Aufstellung der Wahlvorschläge. Die beauftragte Person kann 
durch die Aufstellungsversammlung verpflichtet werden, unter bestimmten Voraussetzungen den Wahlvor-
schlag zurückzunehmen. 

 

Datum   

28.11.2025 
____________________________________ 

Unterschrift 

 
____________________________________ 

Spielbauer 
Wahlleiterin 
 

 

Erlass von Gewerbesteuerbescheiden 
 

Der Gewerbesteuerbescheid für das Jahr 2021 vom: 09.07.2024 für Herrn Norbert Jürgen Holz  

 bisherige Adresse: Gartenstr. 6 A (Perchting), 82319 Starnberg 

             und die Adresse: Brunnangerstr 2, 82319 Starnberg 

konnte nicht zugestellt werden. 

 

 

Es erfolgt hiermit öffentliche Zustellung gemäß § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG). Es 

können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen, können die Gründe für die öffentliche Zustellung 

bei der Stadt Starnberg, Vogelanger 2, 82319 Starnberg, Steueramt, Zi. 115 erfragen und/oder die vor-

bezeichneten Schriftstücke einsehen. Die Niederlegung zur Einsichtnahme erfolgt 

 

vom 10.12.2024 bis 10.02.2025 

 

zu den üblichen Öffnungszeiten. 

 

Starnberg, 18.11.2025 

 

 

Patrick Janik 

Erster Bürgermeister 
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Bebauungsplan Nr. 81A08 für das Areal nordwestlich des Almeidawegs, betreffend Fl. Nrn. 448, 

449, 461/55, 462/1, 463/1, Gemarkung Starnberg, Almeidaweg 2a 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

Der Bauausschuss hat am 20.11.2025 den Satzungsbeschluss zum o.g. Bebauungsplan in der Fassung vom 

27.01.2025 gefasst, was hiermit ortsüblich bekannt gemacht wird. 

Der Bebauungsplan mit seiner Begründung wird ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung während der 

allgemeinen Öffnungszeiten (Montag bis Freitag von 7:30 bis 12 Uhr, Dienstag und Donnerstag von 14 bis 16 

Uhr) im 

Rathaus der Stadt Starnberg, Vogelanger 2, Zimmer 313, 

zu jedermanns Einsicht bereitgehalten, gleiches gilt für die im Bebauungsplan genannten DIN-Normen. 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

Im Übrigen kann der Bebauungsplan im städtischen Geo-Informationssystem jederzeit unter 

https://www.starnberg.de/wirtschaft-planen-bauen/geo-info-system abgerufen werden.  

Der Bebauungsplan Nr. 81A08 in der Fassung vom 27.01.2025 tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

Hinweise: 

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 

Absatz 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans, nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

sowie nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Mängel beim Zustandekommen eines Bebauungsplans 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 

gegenüber der Stadt Starnberg unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 

gemacht worden sind. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie des Abs. 4 BauGB über die Geltendmachung von 

Entschädigungsansprüchen durch Antrag an die Stadt Starnberg sowie auf das mögliche Erlöschen dieser 

Entschädigungsansprüche, wenn der Antrag nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, gestellt wird, wird 

hingewiesen. 

 
 
Starnberg, den 03.12.2025 
 

 

Patrick Janik 
Erster Bürgermeister 
 
 

https://www.starnberg.de/wirtschaft-planen-bauen/geo-info-system
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Gemäß Art. 7 Abs. 1 LStVG i.V.m. § 32 Absatz 1 des Gesetzes über explosionsgefährdende Stoffe 
(Sprengstoffgesetz – SprengG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (Bun-
desgesetzblatt I S. 3518) in der jeweils geltenden Fassung erlässt der Erste Bürgermeister der Stadt 
Starnberg folgende  
 

Allgemeinverfügung zur Regelung des Abbrennens pyrotechnischer Gegenstände zum Jahres-

wechsel 

 
Die Stadt Starnberg erlässt folgende Allgemeinverfügung:  
 
1. Feuerwerksverbot  
 
Das Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen der Kategorie F2 ist in der Zeit vom 31. Dezember 
2025, 00:00 Uhr, bis 1. Januar 2026, 23:59 Uhr um das Tierheim Starnberg (Tierschutzverein u.U. e.V.) 
in einem Radius von grundsätzlich 300 Metern zur jeweiligen Außengrenze des Grundstücks des Tier-
heims Starnberg untersagt. Der genaue räumliche Geltungsbereich der Verbotszone (farblich rot mar-
kiert) ist dem als Anlage beigefügten Kartenausschnitt zu entnehmen, der Bestandteil dieser Allgemein-
verfügung ist. 
 
2. Anordnung der sofortigen Vollziehung  
 
Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. Eine etwaig eingelegte Klage hat daher keine aufschie-
bende Wirkung.  
 
Gründe: 
 
Diese Allgemeinverfügung wird gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) öffentlich bekannt gemacht und gilt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Stadt Starnberg als bekannt gegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). Da es sich um einen unbe-
stimmten Personenkreis handelt, ist eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich, weshalb die Allge-
meinverfügung öffentlich bekannt gegeben werden kann (Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). 
 
Gemäß §§ 30, 32 SprengG i. V. mit Art. 6 LStVG ist die Stadt Starnberg die für die getroffene Anord-
nung zuständige Behörde. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG i. V. 
mit § 36 Abs. 4 Nr. 3 SprengG. 
 
Pyrotechnische Gegenstände sind nach § 3 Absatz 1 Ziffer 3 SprengG Gegenstände, die explosionsge-
fährliche Stoffe oder Stoffgemische enthalten (pyrotechnische Sätze), mit denen aufgrund selbsterhal-
tender, exotherm ablaufender chemischer Reaktionen Wärme, Licht, Schall, Gas oder Rauch oder eine 
Kombination dieser Wirkungen erzeugt werden soll. Bei pyrotechnischen Gegenständen der Kategorie 
F2 handelt es sich gemäß § 3a Absatz 1 Ziffer 1b SprengG um Feuerwerkskörper, von denen eine ge-
ringe Gefahr ausgeht, die einen geringen Lärmpegel besitzen und zur Verwendung in abgegrenzten Be-
reichen im Freien vorgesehen sind. Dies ist der Fall bei dem gemeinhin zum Jahreswechsel im Handel 
erhältlichen Kleinfeuerwerk, in dem gleichwohl so viel Energie gespeichert ist, dass die Feuerwerkskör-
per Entfernungen von vielen Metern überwinden können und eine erhebliche Licht-, Rauch- und Lärm-
wirkung erzeugen.  

 



10 von 13 
 

 
 

Amtsblatt der Stadt Starnberg 14 | 2025 

Das Grundstück des Tierheims Starnberg hat eine Gesamtfläche von rund 6.300 qm und bietet Platz für 
ca. 260 Tiere, bei denen es sich um Sachgüter Dritter handelt, welche eines besonderen Schutzes be-
dürfen. Diese werden sowohl in geschlossenen Gebäuden als auch in Außengehegen gehalten. Die An-
lage dient der artgerechten Haltung und Aufzucht von in Not geratenen Haus- und Wildtieren. Der Erhalt 
des Tierheims einschließlich der dort lebenden Tiere und der genehmigungsgemäße Betrieb der Anla-
gen sind damit von besonderem öffentlichem Interesse.  
Das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände geht mit Knall-, Heul- und Lichteffekten einher und ist 
damit unter dem Gesichtspunkt des Schutzes in der Nähe von lebenden Tieren grundsätzlich abzu-
lehnen, da diese durchweg negative Reaktionen zeigen. Aufgrund des nicht vorhandenen Anpassungs-
verhaltens an solche Reize, fallen die Reaktionen je nach Art sehr unterschiedlich aus und können auch 
nicht an einer Laut- oder Lichtstärke festgemacht werden. 
 
Der Niedergang des Feuerwerks erfolgt dabei unkontrolliert und in einem großen Radius. Die auf eine 
Explosion folgende Reaktion der Tiere ist weder kontrollierbar noch vorhersehbar, sodass hieraus eine 
Gefahr für die Tiere resultiert. 
 
In einem tierärztlichen Gutachten vom 10.01.2025 wurde angegeben, dass Hunde im Tierheim Starn-
berg an Silvester 2024 und an Neujahr mit Antistressmedikamenten und Sprays vorab behandelt wur-
den. Trotzdem zeigten mehrere Hunde während und nach dem Feuerwerk eine Stresssymptomatik, 
wodurch eine medizinische Behandlung im Nachgang erforderlich war. Insgesamt zeigten die Tiere im 
Tierheim an beiden Tagen eine hochgradige Stresssymptomatik. 
 
Weitere Problematiken, die als Folge von Feuerwerk bekannt sind, sind verschiedene Arten von Apa-
thie, Abnahme der Konzentrationsfähigkeit, Angstharnen, Appetitlosigkeit und Diarrhoe. 
 
Diese Symptome ziehen intensive Eingriffe nach sich, woraus ebenfalls ein Schaden entstehen kann. 
 
Ferner entsteht bei Feuerwerken sowohl Feuer als auch Funkenflug, wodurch die Gefahr eines Brandes 
für die besonders brandempfindlichen Gebäude und Anlagen exorbitant steigt. Bei einem Brand muss 
davon ausgegangen werden, dass die Tiere nicht mehr aus deren Behausungen entkommen und sich – 
wie im Jahr 2020 im Krefelder Zoo – infolge des Feuers schwer verletzen und qualvoll verenden. 
 
Nach Maßgabe des § 32 Abs. 1 SprengG kann die Stadt Starnberg als zuständige Behörde anordnen, 
welche Maßnahmen zur Durchführung des § 24 SprengG zu treffen sind. Dabei können auch Anordnun-
gen getroffen werden, die zum Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter oder Drit-
ter erforderlich ist. 
 
Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass es sich bei den Tieren des Starnberger Tierheims um Sachgü-
ter Dritter handelt, die besonderen Schutzes bedürfen. 
 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte ist davon auszugehen, dass bei ungehindertem Ab-
lauf des objektiv zu erwartenden Geschehens, nämlich dem Abbrennen von Pyrotechnik in unmittelba-
rer Nähe des Bereichs um das Gelände des Tierheims, mit erheblichen Gefahren insbesondere für Leib 
und Leben sowie dem Fortbestand der Tiere gerechnet werden muss. Aufgrund des erheblichen Stö-
rungspotenzials des Feuerwerks in dem genannten Zeitraum und des vorliegenden besonderen betrieb-
lichen wie öffentlichen Interesses am Tierheim Starnberg bedarf es einer Verbotszone im Sinne einer 
Schutzzone um das Tierheim Starnberg, in der das Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen der 
Kategorie F2 zum Jahreswechsel untersagt wird. 
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Um diese konkreten Gefahren abzuwehren, wird das unter Ziffer I.1. aufgeführte Feuerwerksverbot aus-
gesprochen. Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit stellt dies die geeignete, 
erforderliche und angemessene Maßnahme dar, um die oben aufgeführten Gefahren abzuwehren. 
 
Wie bereits aufgeführt, ist das Feuerwerksverbot dazu geeignet, die aus den Explosionen entstehenden 
physischen und psychischen Gefahren für die Tiere des Tierheims Starnberg abzuwehren. 
 
Ein milderes Mittel zur Erreichung dieses Zwecks, insbesondere unter Berücksichtigung der Festlegung 
auf eine sehr begrenzte Örtlichkeit, besteht nicht. Im Bereich des Tierheims wurden erfahrungsgemäß 
immer wieder Feuerwerkskörper der Kategorie F2 abgebrannt. Demgegenüber kommt auch nicht in Be-
tracht, das Tierheim luft- und schalldicht zu verriegeln, um die Gefahr für die Sachgüter des Tierheims 
zu beseitigen.  
In räumlicher und zeitlicher Hinsicht ist die Maßnahme auf das erforderliche Maß beschränkt.  
 
Auch in weniger dichtbesiedelten Gebieten können besonders schutz- und ruhebedürftige Bereiche mit 
einem Abbrennverbot versehen werden. Neben Kurgebieten, zählen zu den besonders schutzbedürfti-
gen Teilen von Gemeinden insbesondere Anlagen zur Haltung von Tieren, zu welchen das Tierheim 
Starnberg zählt. Ein Böller mit einer Knallwirkung von 120 db(A) hat in freier Fläche bei einem Abstand 
von ungefähr 1.000 m immer noch eine Lautstärke von rund 85 dB(A). Ab dieser Schwelle kann eine 
dauerhafte Beschallung schädlich für Kleintiere sein. Dazwischenliegende Gebäude oder Vegetation 
würden den Schall reduzieren, Objekte mit geringer Schallabsorption (z.B. Gebäude, Mauern) können 
den Schall durch Reflexion auch verstärken. Bezogen auf das Schutzziel Lärm hängt es also stark von 
den Gegebenheiten ab, wie viel Abstand zu einer schutzwürdigen Einrichtung einzuhalten ist. Durch die 
freie Lage des Tierheims ist davon auszugehen, dass der Schall ohne größere Hindernisse an das Tier-
heim herangetragen wird. Teilweise befindet sich im Umkreis Bebauung und Vegetation, die zu einer 
teilweisen Absorption der Lautstärke beitragen. Ein Abstand von 300 m in alle Richtungen von den Au-
ßenkanten des Grundstücks wird als verhältnismäßig eingestuft. 
 
Die Verbotszone ist so bemessen, dass einerseits der Schutz der Tiere des Tierheims gewährleistet ist, 
andererseits stehen in der Umgebung auf Starnberger Stadtgebiet genügend andere Flächen zur Verfü-
gung, die ein Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen ermöglichen. Zudem greift das hier ver-
fügte Abbrennverbot nur geringfügig in das Recht auf allgemeine Handlungsfreiheit ein. Es stellt zwar 
eine Einschränkung für den Einzelnen dar, ist aber im Verhältnis zu den für die Tiere des Tierheims dar-
gestellten Gefahren und Schadensereignissen als zumutbar und vertretbar zu bewerten. Das Interesse 
des Einzelnen am Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen in dem jeweiligen Zeitraum im direk-
ten Umfeld des Tierheims hat hinter dem Schutz der Tiere zurückzustehen. 
 
Im Rahmen der pflichtgemäßen Ermessensausübung und nach Abwägung der entgegengesetzten Inte-
ressen, rechtfertigt das Interesse des Schutzes der Sachgüter vor physischen und psychischen Gefah-
ren die getroffenen Maßnahmen und überwiegt – auch mit Blick auf die ohnehin nur zeitlich und örtlich 
begrenzte Geltungsdauer – die entgegenstehenden privaten Interessen der Personen, die ihrem Be-
dürfnis nach Abbrennen von Feuerwerkskörpern nur auf einer begrenzten Fläche nicht nachgehen kön-
nen. 
 
Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO wurde die sofortige Vollziehung angeordnet. Angesichts der 
oben dargestellten Gefahren, die sich aus dem Abbrennen von Feuerwerkskörpern der hier genannten 
Art für die Sachgüter des Tierheims Starnberg ergeben, besteht ein überwiegendes Interesse daran, 
dass dem Abbrennverbot sofort Geltung verschafft wird. Würden Feuerwerkskörper entgegen der An-
ordnung innerhalb des Schutzradius gezündet, bestünde eine hinreichende Wahrscheinlichkeit dafür, 
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dass die Unversehrtheit der Gebäude und der Tiere gefährdet würde. Es ist daher geboten, das Ab-
brennverbot schon vor Eintritt der Bestandskraft bzw. vor Abschluss eines ggf. langwierigen Klagever-
fahrens zu vollziehen. Das private Interesse an dem Zünden von Feuerwerkskörpern innerhalb des o. g. 
Bereiches muss gegenüber den zuvor genannten bedeutenden Schutzgütern zurückstehen. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München, 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 
DE-Mail-Adresse: vg-muenchen@egvp.de-mail.de 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einrei-
chen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Starnberg, den 03.12.2025  
 
 
Patrick Janik 
Erster Bürgermeister 
 
 
Anlage: Lageplan des Verbotsbereichs 
 
Hinweis:  
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese Allgemeinverfügung zuwiderhandelt, begeht eine Ord-
nungswidrigkeit, die gemäß § 41 SprengG mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € (in Worten: fünfzigtau-
send Euro) geahndet werden kann. 
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